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Aufgrund der §§ 3 und 5 der Gemeindeordnung (GO) für das Land Brandenburg vom 
15.10.1993 (GV.BB I S. 398) und der §§ 142, 246 a des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 8. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2253), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Erleichterung von Investitionen und der Ausweisung und Bereitstellung 
von Wohnbauland (Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz) vom 22. April 1993, 
hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Templin in ihrer Sitzung am 29.03.1995 fol-
gende Satzung beschlossen: 
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Im nachfolgend näher beschriebenen Gebiet liegen städtebauliche Missstände vor. Dieses 
Gebiet soll durch städtebauliche Sanierungsmaßnahmen wesentlich verbessert werden. Das 33 
ha umfassende Gebiet wird hiermit als Sanierungsgebiet förmlich festgelegt und erhält die 
Bezeichnung 
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Das Sanierungsgebiet umfasst alle Grundstücke und Grundstücksteile der historischen Alt-
stadt innerhalb der Stadtmauer sowie die im Lageplan M 1 : 3000 dargestellten Flächen au-
ßerhalb der Stadtmauer. Der Lageplan ist Bestandteil der Satzung und als Anlage beigefügt. 
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Die Sanierungsmaßnahme wird im vereinfachten Sanierungsverfahren nach § 142 Abs. 4 
BauGB durchgeführt. 
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(1) Diese Satzung wird gemäß § 143 Abs. 2 BauGB mit ihrer Bekanntmachung rechtsver-

bindlich. 
 
(2) Der Bürgermeister wird beauftragt, für die Sanierungssatzung die Genehmigung der höhe-

ren Verwaltungsbehörde nach § 246 a Abs. 1 Nr. 4 BauGB zu beantragen. 
 
(3) In Anwendung des § 12 BauGB ist die Satzung zusammen mit der Erteilung der Geneh-

migung ortsüblich bekannt zu machen. 
 
(4) Der Beschluss vom 29.09.1990 über den Beginn vorbereitender Untersuchungen für das 

Gebiet „Stadtkern“ und der Beschluss vom 10.06.1992 über die Ausweisung des Untersu-
chungsgebietes (Abgrenzung des Untersuchungsgebietes entsprechend der Karte der An-
lage 1 zur vorbereitenden Untersuchung) wird aufgehoben. 

 
(5) Der Bürgermeister wird beauftragt, dem Grundbuchamt die rechtsverbindliche Sanie-

rungssatzung mitzuteilen und hierbei die von der Sanierungssatzung betroffenen Grund-
stücke einzeln aufzuführen. 

 
gez. U. Schoeneich 
Bürgermeister



 
 


